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Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund in Sorge: Ländliche 
Räume dürfen nicht ausbluten!  

 

In seiner heutigen Sitzung des Präsidiums des Niedersächsischen Städte- und 

Gemeindebundes (NSGB) in Hildesheim zeigten sich die Vertreter:innen von Städten, 

Gemeinden und Samtgemeinden alarmiert zu den aktuellen Entwicklungen für die ländlichen 

Räume. Insbesondere die Beratungen um den Bundeshaushalt und die Diskussionen um die 

Krankenhausreform geben Anlass zur Sorge. 

Der Haushaltsentwurf der Bundesregierung für das Jahr 2024 sieht umfassende 

Mittelkürzungen im Bereich der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes vor. NSGB-Präsident Dr. Marco Trips bezeichnet diese Kürzungen als 

kurzsichtig: „Die im Haushaltsentwurf 2024 der Bundesregierung vorgesehenen radikalen 

Kürzungen bei der Förderung ländlicher Räume sind ein fatales Signal an die betroffenen 

Städte und Gemeinden und Menschen vor Ort. Sie gefährden die Attraktivität der ländlichen 

Räume ganz massiv. In Zeiten zunehmender Spaltung der Gesellschaft und 

Herausforderungen durch den Klimawandel braucht es kein weniger an Förderung, sondern 

vielmehr eine Stärkung und Vertrauen in die Kommunen und Bevölkerung vor Ort.“ Schließlich 

sei die Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutschland im Grundgesetz 

verankert. 

Neben den Mittelkürzungen stand gleichermaßen die aktuell dramatische wirtschaftliche 

Situation der niedersächsischen Kliniken sowie die geplante Krankenhausreform auf 

Bundesebene im Fokus der Bürgermeister:innen. NSGB-Präsident Dr. Trips mahnt auch hier 

zur Vorsicht: „Unsere Erwartung an die Reform ist ganz klar: Der Bund und insbesondere auch 

das Land Niedersachsen sind in der Pflicht, die flächendeckende stationäre medizinische 

Versorgung auch in Zukunft sicherzustellen. Wir fordern das Land dazu auf, sich im 

Gesetzgebungsverfahren für die niedersächsischen Kliniken auch und gerade im ländlichen  
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Raum stark zu machen. Gerade die Flächenländer wie Niedersachsen dürfen ihre Steuerungs- 

und Einflussmöglichkeiten nicht aus der Hand geben und Berlin das Zepter überlassen. Mit 

Blick auf die schwierige finanzielle Situation der Krankenhäuser sehen wir sehr kurzfristigen 

Handlungsbedarf in Bezug auf die wirtschaftliche Absicherung der Krankenhäuser. Den 

Kliniken machen aktuell insbesondere die Auswirkungen der Inflation und die Refinanzierung 

der Tarifsteigerungen schwer zu schaffen. Hier muss der Bund unbedingt unterstützend tätig 

werden. Andernfalls besteht die Sorge, dass die Kliniken in ihrer Existenz gefährdet sind.“ 

 

 

 

 


